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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuß) 

1. zu dem Antrag der Abgeordneten Andrea Fischer (Berlin), 
Dr. Antje Vollmer, Matthias Berninger, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/3232 - 

Freiwilliges soziales Engagement fördern und zur Selbständigkeit ermutigen 

2. zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/6399 - 

zu der Großen Anfrage der Abgeordneten Klaus Riegert, 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Heinz Dieter Eßmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Dr. Gisela Babel, . 
Dr. Olaf Feldmann, Heinz Lanfermann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der F.D.P. 
- Drucksachen 13/2652, 13/5674 - 

Bedeutung ehrenamtlicher Tätigkeit für unsere Gesellschaft 

A. Problem 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 
13/3232) strebt an, Rahmenbedingungen zu schaffen, die die 
Motivation zum Engagement wecken und fördern. Vor diesem 
Hintergrund soll die Bundesregierung aufgefordert werden, eine 
entsprechende Förderpolitik zu betreiben, um auch solche Be-
völkerungsgruppen für das freiwillige soziale Engagement zu ge-
winnen, die bislang in geringem Maße an ehrenamtlicher Arbeit, 
Selbsthilfe oder Freiwilligendiensten beteiligt sind. Kritisiert wird, 
daß insbesondere Tätigkeiten, in denen die unmittelbare Hilfe 
und Pflege im Vordergrund stehen, noch immer in erster Linie 
von Frauen bestritten würden. 
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Zur Aufwertung der ehrenamtlichen Tätigkeit gehören nach 
Ansicht der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN neben finan-
ziellen Anreizen, der sozialversicherungsrechtlichen Absiche-
rung, Freistellungsregelungen und dem Aufbau einer entspre-
chenden Infrastruktur auch eine Verbesserung der ideellen An-
erkennung. Unter anderem soll geprüft werden, wie und ob die 
Beitragsübernahme für die Sozialversicherung schrittweise über 
den Kreis der Pflegepersonen auch auf andere ehrenamtlich Tätige 
ausgeweitet werden kann. 

Des weiteren forde rt  der Antrag die Bundesregierung auf, in Ge-
sprächen mit Ländern und Trägern Vorschläge für gesetzliche 
Regelungen zu machen, um eine ausreichende und dauerhafte 
Finanzierung ausreichender Stellen im Bereich des Freiwilligen 
Sozialen und des Freiwilligen Ökologischen Jahres sicherzu-
stellen. Desgleichen sollen für ältere Menschen im Ruhestand 
Möglichkeiten geschaffen werden, weiterhin aktiv sein zu kön-
nen. Vorgeschlagen wird, die rechtlichen und organisatorischen 
Voraussetzungen für ein freiwilliges sozialökologisches Senioren-
jahr zu schaffen, bei welchem zumindest der Versicherungs-
schutz, die Auslagenerstattung und Qualifizierungsmöglichkeiten 
gewährleistet sind. 

In dem von der Fraktion der SPD vorgelegten Entschließungs-
antrag wird die Bundesregierung aufgefordert, eine Konzeption 
zur Förderung ehrenamtlicher Arbeit vorzulegen. Hierbei seien 
unter anderem bestehende Freistellungsregelungen für ehren-
amtliche Tätigkeiten zu vereinheitlichen und zu einer bundeswei-
ten Regelung zu erweitern. Darüber hinaus sollten Auslagen, die 
durch eine ehrenamtliche Tätigkeit entstehen, bei der Einkom-
mensteuer berücksichtigt werden. 

B. Lösung 

Ablehnung der  Anträge. 

Mehrheit im Ausschuß 

Der Antrag auf Drucksache 13/3232 wurde im Ausschuß mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim-
men der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

Der Entschließungsantrag auf Drucksache 13/6399 wurde im Aus-
schuß mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS abgelehnt. 

C. Alternativen 

Annahme der Anträge. 

D. Kosten 

Eine Kostenabschätzung wurde nicht vorgenommen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Anträge - Drucksachen 13/3232 und 13/6399 - abzulehnen. 

Bonn, den 3. Juli 1998 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Dr. Edith Niehuis 

Vorsitzende 

Klaus Hagemann 

Berichterstatter 

Klaus Riegert 

Berichterstatter 

Heidemarie Lüth 

Berichterstatterin 

Irmingard Schewe-Gerigk 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Klaus Hagemann, Heidemarie Lüth, Klaus Riegert und 
Irmingard Schewe-Gerigk 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 145. Sitzung 
am 5. Dezember 1996 die Anträge auf den Druck-
sachen 13/3232 und 13/6399 in 1. Lesung beraten 
und die Drucksache 13/3232 an den Ausschuß für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur federfüh-
renden Beratung und dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, dem Rechtsausschuß, dem Sportaus-
schuß, dem Finanzausschuß, dem Ausschuß für 
Gesundheit, dem Ausschuß für wirtschaft liche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung und dem Ausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung 
überwiesen. Die Drucksache 13/6399 wurde dem 
Ausschuß für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend 
zur federführenden Beratung überwiesen. In der 
154. Sitzung des Deutschen Bundestages am 30. Ja-
nuar 1997 wurde die Drucksache 13/6399 nachträg-
lich zusätzlich dem Finanzausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgen-
abschätzung hat erklärt, zu Drucksache 13/6399 ein 
gutachtliches Votum abzugeben. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat 
beide Vorlagen in seiner Sitzung am 17. Juni 1998 
beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Gruppe der PDS beschlossen, beide Anträge ab-
zulehnen. 

Auch der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 
17. Juni 1998 mit denselben Mehrheitsverhältnissen 
beschlossen, die Ablehnung des Antrags auf Druck-
sache 13/6399 zu empfehlen. Den Antrag auf Druck-
sache 13/3232 hat er mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
abgelehnt. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung am 17. Juni 
1998 mit den Stimmen der Fraktion der CDU/CSU 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der SPD und 
bei Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. sowie der 
Gruppe der PDS beschlossen, den Antrag auf Druck-
sache 13/3232 abzulehnen. 

Ebenfalls mit den Stimmen der Fraktion der CDU/ 
CSU bei Enthaltung der Fraktion der SPD und Ab-
wesenheit der übrigen Fraktionen und der Gruppe 
der PDS hat der Sportausschuß in seiner Sitzung am 
6. Mai 1998 die Ablehnung des Antrags.  auf Druck-
sache 13/3232 empfohlen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner 80. Sit-
zung am 29. Januar 1997 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimm-
enthaltung der Fraktion der SPD und eines Mitglie-
des der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der PDS, die Ablehnung des Antrags auf Drucksache 
13/3232 empfohlen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung hat in seiner Sitzung am 15. Januar 
1997 gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. bei Enthaltung der Fraktion der SPD empfohlen, 
den Antrag auf Drucksache 13/3232 abzulehnen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
seine Beratungen in seiner 89. Sitzung am 29. Januar 
1997 ohne Votum abgeschlossen. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat in seiner 51. Sitzung am 19. Februar 1997 
beschlossen, am 4. Februar 1998 eine öffentliche An-
hörung zu den beiden Vorlagen durchzuführen. In 
seiner 90. Sitzung am 17. Juni 1998 hat er die beiden 
Anträge abschließend beraten und mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD beschlossen, den Antrag auf Druck-
sache 13/3232 abzulehnen. Ebenfalls mit den Stim-
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen 
die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS wurde der 
Antrag auf Drucksache 13/6399 abgelehnt. 

Ihm vorliegende Petitionen hat der Ausschuß in 
seine Beratungen einbezogen. Mit der Ablehnung 
der Anträge ist der Ausschuß den Anliegen der Pe-
tenten nicht gefolgt. 

II. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Drucksache 13/3232) strebt an, Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die die Mo tivation zum Engage-
ment wecken und fördern. Vor diesem Hintergrund 
soll die Bundesregierung aufgefordert werden, eine 
entsprechende Förderpolitik zu betreiben, um auch 
solche Bevölkerungsgruppen für das freiwillige so-
ziale Engagement zu gewinnen, die bislang in gerin-
gem Maße an ehrenamtlicher Arbeit, Selbsthilfe oder 
Freiwilligendiensten beteiligt sind. Kritisiert wird, 
daß insbesondere Tätigkeiten, in denen die unmittel-
bare Hilfe und Pflege im Vordergrund stehen, noch 
immer in erster Linie von Frauen bestritten würden. 

Zur Aufwertung der ehrenamtlichen Tätigkeit ge

-

hören nach Ansicht der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
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GRÜNEN neben finanziellen Anreizen, der sozial-
versicherungsrechtlichen Absicherung, Freistellungs

-

regelungen und dem Aufbau einer entsprechenden 
Infrastruktur auch eine Verbesserung der ideellen 
Anerkennung. Unter anderem soll geprüft werden, 
wie und ob die Beitragsübernahme für die Sozial-
versicherung schrittweise über den Kreis der Pflege-
personen auch auf andere ehrenamtlich Tätige aus-
geweitet werden kann. 

Des weiteren forde rt  der Antrag die Bundesregie-
rung auf, in Gesprächen mit Ländern und Trägern 
Vorschläge für gesetzliche Regelungen zu machen, 
um eine ausreichende und dauerhafte Finanzierung 
ausreichender Stellen im Bereich des Freiwilligen 
Sozialen und des Freiwilligen Ökologischen Jahres 
sicherzustellen. Desgleichen sollen für ältere Men-
schen im Ruhestand Möglichkeiten geschaffen wer-
den, weiterhin aktiv sein zu können. Vorgeschlagen 
wird, die rechtlichen und organisatorischen Voraus-
setzungen für ein freiwilliges sozialökologisches 
Seniorenjahr zu schaffen, bei welchem zumindest der 
Versicherungsschutz, die Auslagenerstattung und 
Qualifizierungsmöglichkeiten gewährleistet sind. 

In dem von der Fraktion der SPD vorgelegten Ent-
schließungsantrag wird die Bundesregierung auf-
gefordert, eine Konzeption zur Förderung ehrenamt-
licher Arbeit vorzulegen. Hierbei seien unter ande-
rem bestehende Freistellungsregelungen für ehren-
amtliche Tätigkeiten zu vereinheitlichen und zu 
einer bundesweiten Regelung zu erweitern. Darüber 
hinaus sollten Auslagen, die durch eine ehrenamt-
liche Tätigkeit entstehen, bei der Einkommensteuer 
berücksichtigt werden. 

Aufgrund eines Beschlusses in seiner 51. Sitzung am 
19. Februar 1997 hat der Ausschuß für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend am 4. Februar 1998 
(80. Sitzung) eine öffentliche Anhörung von Sachver-
ständigen und Verbänden durchgeführt. 

Der Anhörung lag folgender Themenkatalog zu-
grunde: 

1. Bestandsaufnahme: 

Wie stellt sich in den jeweiligen Organisationen/ 
Verbänden die Situation des Ehrenamts dar? 

1.1 Demographische Daten 

- Zahl 

- Altersstruktur 

- Berufsgruppen 

- Bereiche, in denen das Ehrenamt ausgeübt 
wird 

- Zeitaufwand 

- zahlenmäßige Entwicklung, jeweils unterschie-
den nach: 

• Frauen/Männer 

• alte/neue Bundesländer  

1.2 Rahmenbedingungen 

- Aufwandsentschädigungen/Kostenerstattungen 

- versicherungsrechtliche Absicherung 

- Qualifizierungsangebote 

- Mitbestimmungsmöglichkeiten 

2. Das Ehrenamt in Organisationen und Verbänden 

Wie werden die Ehrenamtlichen „geworben", 
auf welchen Wegen kommen sie in Ihre Orga-
nisation/Ihre Einrichtung? 

• Wie lassen sich Kinder und Jugendliche stär-
ker für ehrenamtliche Tätigkeiten motivieren 
und gewinnen? 

• Wie können Männer stärker für das soziale 
Ehrenamt gewonnen werden? 

- Welche Gründe haben Personen, ehrenamtlich 
tätig zu werden? 

- Wie beurteilen Sie die gesellschaftliche Ein-
stellung zum Ehrenamt? Sehen Sie Verände-
rungen? 

- Existieren innerhalb Ihrer Organisation/Ihres 
Verbandes eigenständige Strukturen, um die 
Ehrenamtlichen einzubinden bzw. Ihre Arbeit 
zu organisieren? Sehen Sie Barrieren und 
Hemmnisse (etwa Bürokratisierungstenden-
zen), die abschreckend wirken können? 

Gibt es Probleme im Verhältnis zwischen den 
haupt- und den ehrenamtlichen Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen? 

- Sehen Sie eine gesellschaftliche Tendenz, bis-
lang professionell erbrachte Leistungen auf 
Ehrenamtliche zu übertragen? 

3. Wie wird die ehrenamtliche Arbeit finanziert 
(Zuwendungen, Sponsorenmittel, Eigenmittel, 
Leistungsverträge etc.)? 

4. Würde das ehrenamtliche Engagement an Zu-
spruch gewinnen, wenn es stärker ideell und/ 
oder finanziell und/oder infrastrukturell geför-
dert würde? Wenn ja,  welche Fördermaßnahmen 
halten Sie für besonders wichtig? 

5. Wie können Politik, Verbände, Arbeitgeber und 
Gewerkschaften dazu beitragen, das Ehrenamt 
stärker zu unterstützen? 

Folgende Verbände und Sachverständige wurden 
angehört: 

Verbände 

- Arbeiterwohlfahrt 

- Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organi-
sationen (Roswitha Verhülsdonk) 

- Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (Jobst R. Hagedorn) 

- Deutscher Bundesjugendring (Anette Brummel) 

- Deutscher Caritasverband e. V. (Dr. Eugen Baldas) 

- Deutscher Frauenrat (Helga Schulz) 

- Deutscher Gewerkschaftsbund (Dr. Klaus-W. West) 
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- Deutscher Kulturrat (Olaf Zimmermann) 

Deutscher Sportbund (Dr. Wulf Preising) 

- Deutsches Rotes Kreuz e. V. (Soscha Gräfin zu 
Eulenburg) 

- Diakonisches Werk der EKD e. V. (Ulrich Klose) 

- Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband e. V. 
(Thomas Niermann) 

- Zentralverband des Deutschen Handwerks (Hans 
Bernd Ditscheid) 

- Deutsche Aids-Hilfe e.V. (Karl Lemmen) 

- Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen 
e.V. (Wolfgang Thiel) 

- Robert-Bosch-Stiftung GmbH (Dr. Ul rich Bopp) 

- Stadt-Stiftung Gütersloh (Dr. Andreas Schlüter) 

- Stiftung Bürger für Bürger (Mike Corsa) 

- Zeitbörse im Zentrum für selbstbestimmtes Leben 
behinderter Menschen, Kassel (Klaus Reichenbach) 

Einzelsachverständige 

- Joachim Braun (Institut für sozialwissenschaftliche 
Analysen und Beratung, ISAB, Köln) 

- Carola Schaaf-Derichs (Treffpunkt Hilfsbereit-
schaft, Berlin) 

- Dr. Konrad Hummel (Geschäftsstelle Bürger
-schaftliches Engagement, Stuttgart ) 

Heinz Janning (Freiwilligenagentur Bremen) 

- Dr. Jörg Ueltzhöffer (Sozialwissenschaftliches In-
stitut für Gegenwa rtsfragen, SIGMA, Mannheim) 

- Prof. Dr. Thomas Olk (Martin-Luther-Universität 
Halle/Saale) 

Der Vertreter der Arbeiterwohlfahrt erklärte, daß in 
seinem Verband ca. 100 000 Menschen ehrenamtlich 
tätig seien, in Vereinen, Initiativen, Selbsthilfegrup-
pen, in Einrichtungen und Diensten. Sie bildeten 
damit eine gleich große Gruppe wie die hauptamt-
lich Beschäftigten. Eine generelle Verdrossenheit 
gegenüber großen Verbänden treffe nicht zu. Gleich-
wohl stünden alle bisherigen Formen zur Aktivie-
rung der Freiwilligenarbeit auf dem Prüfstand. Die 
Arbeiterwohlfahrt durchlaufe derzeit einen innerver-
bandlichen Reformprozeß mit dem Ziel, das profes-
sionelle Dienstleistungsunternehmen und die Mit-
gliederorganisation mit ihrer ehrenamtlichen Arbeit 
neu zu verknüpfen. Eine gesamtverbandliche „In-
itiative Ehrenamt" entwickele dazu eigenständige 
Strukturen für die Freiwilligenarbeit. In allen Ar-
beitsbereichen würden Betätigungsfelder geplant, in 
denen ehrenamtlich Interessie rte sich selbstbestimmt 
und eigenständig engagieren könnten. Diese Perso-
nalentwicklung für Ehrenamtliche solle den Hilfe-
suchenden nützen, den Freiwilligen dienen und die 
Qualität der Dienstleistung kostenneutral steigern. 
Eine programmatische Unterscheidung von altem 
und neuem Ehrenamt lehne die Arbeiterwohlfahrt 
ab. Die Arbeiterwohlfahrt bedürfe ebenso wie die 
anderen Verbände für ihre vielfältigen eigenen 
Anstrengungen zur Belebung des Ehrenamtes einer 
aktiven und spürbaren Verbesserung der Rahmen

-

bedingungen. Dies seien insbesondere die konkrete 
Förderung in Schule, Ausbildung und Beruf für 
ehrenamtlich Engagierte (Vergabe von Ausbildungs-  
und Studienplätzen, Qualifikationsmerkmal im Zeug-
nis, Freistellungsregelungen, BAföG etc.). Staatliche 
Anerkennung drücke sich nicht zuletzt durch eine 
Steuerpauschale für ehrenamtlich geleistete Arbeit 
für die Gemeinschaft aus. 

Die Arbeit der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände basiere in einem wesentlichen 
Teil auf dem ehrenamtlichen Engagement von 
Unternehmensvertretern in den mittelbaren und 
unmittelbaren Gremien der Arbeitgeberverbände. 
Die ehrenamtlich in Arbeitgeberverbänden Tätigen 
in Deutschland üben ihre Tätigkeit in direktem 
sozial- und gesellschaftspolitischen, aber zugleich 
auch im einzelwirtschaftlichen Interesse der Unter-
nehmen aus. Insgesamt begrüße die Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 
den steigenden Trend in unserer Gesellschaft zu ver-
stärkter ehrenamtlicher Tätigkeit. Darin komme ein 
hohes Maß an Gemeinwohlonentierung zum Aus-
druck, die auch Bestandteil der meisten ehrenamt-
lichen Tätigkeit in den verschiedensten Ebenen ist. 
Allerdings warne sie ausdrücklich vor der den in die-
ser Anhörung zugrundliegenden Anträgen zum Aus-
druck gebrachten Ansicht, daß ein stärkeres ehren-
amtliches Engagement nur erreicht werden könne, 
wenn garantierte Freistellungsregelungen festge-
schrieben würden oder zugleich in den Sozialver-
sicherungen bestimmte Ansprüche/Vergünstigungen 
gegenüber geltenden Regelungen aufgebaut würden. 

Das steigende Engagement in Ehrenamtsarbeit, wie 
es auch zuletzt das DIW in seinem Wochenbericht 
vom 22. Januar 1998 empirisch nachgewiesen hat, 
finde statt, ohne daß Ehrenamtsmitarbeiter in ihrer 
üblichen betrieblichen Arbeitszeit durch garantierte 
Freistellungen diese Tätigkeiten ausübten bzw. ohne 
daß gesonderte Ansprüche für Erwerbspersonen und 
außerhalb des Erwerbsprozesses Stehende aufge-
baut würden. Die bereits in einzelnen Länder-Frei-
stellungsgesetzen vorzufindenden Regelungen seien 
unternehmensbezogen kontraproduktiv. Sie erhöh-
ten in keiner Weise die positive Wahrnehmung von 
ehrenamtlichen Tätigkeiten außerhalb des Bet riebes 
während der Arbeitszeit. 

Würden die Forderungen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN realisie rt , dann hätten 
die Unternehmen zu den bereits vorhandenen ekla-
tanten Standortproblemen in Deutschland weitere 
Wettbewerbsnachteile bedingende Faktoren zu ver-
zeichnen, und zwar in Form von „garantierten" Frei-
stellungsregelungen in einer Vielzahl an heute nur 
zu vermutenden sozialen Ehrenamts-Bereichen. Ins-
besondere sei zu befürchten, daß sich erhebliche 
Teile des heute aus p rivatem Engagement durchge-
führten „Feierabendeinsatzes" in Anschluß an die 
reguläre Arbeit nach und nach dann in die Arbeits-
zeit verlagern würden. Freiwilliges Engagement der 
Unternehmen der—  in Absprache mit den Mitarbei-
tern  zum Ehrenamt ggf. freizustellen - würde auf 
diese Weise zur Pflichtübung verkommen. Als ge-
samtwirtschaftlich kontraproduktiv abzulehnen sei 
auch die Forderung nach Selbsthilfe-Förderung als 
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Pflichtaufgabe der Krankenkassen sowie die gefor-
derte Einschränkung der Verfügbarkeit von Arbeits-
losen bei ehrenamtlicher Tätigkeit. Ehrenamtliches 
Engagement in Deutschland habe in der Vergangen-
heit auf einem hohen Niveau ohne dera rtige Rege-
lungen verwirklicht werden können. Es wäre ein 
bedenkliches Symptom unserer Zeit, wenn davon 
auszugehen wäre, daß nur mit Eingriffen und Rege-
lungen zu Lasten der Unternehmen und Sozialver-
sicherungen dieses hohe Niveau auch in Zukunft 
gehalten werden könne. Aufgrund der Vielzahl an 
eindeutig negativ wirkenden Elementen bei einer 
weiteren Regulierung dieses Ehrenamtsbereiches sei 
der in den Entschließungsanträgen unterstellte ge-
setzgeberische Handlungsbedarf aus Sicht der Arbeit-
geber nicht erkennbar. 

Nach Auffasung des Bundesjugendringes definiere 
sich im jugendverbandlichen Selbstverständnis 
ehrenamtliches Engagement durch mehr als die 
Handlungsfelder von Jugendarbeit. Solidarität und 
Subsidiarität markierten die Fixpunkte im demokra-
tischen Koordinatensystem und bräuchten deshalb 
Räume des Erlernens und Erprobens. Der Verzicht 
auf das selbstbestimmte, freiwillige Engagement 
entlasse den einzelnen aus der gesellschaftlichen 
Teilhabe und Verantwortung und weise sie immer 
unübersichtlicheren Strukturen zu, deren zuneh-
mend fehlende gesellschaftliche Kontrolle den Weg 
zur Herrschaft einzelner gesellschaftlicher Gruppen 
eröffnen würde. 

Jugendarbeit habe den gesetzlichen Auftrag, die 
Entwicklung der jungen Menschen zu fördern und 
sie zur gesellschaftlichen Mitverantwortung und 
zum sozialen Engagement hinzuführen. Man beob-
achte aber verstärkt die Tendenz, der Jugendarbeit 
nur noch die Funktion eines Ausgleichs von sozialen 
Defiziten zuzuschreiben, in der Hoffnung, sich die 
Kosten für ein umfassenderes Jugendarbeitsangebot 
sparen zu können. Eine solche Sicht von Jugend-
arbeit sei verfehlt und treffe insbesondere die Ehren-
amtlichen, denen die Basis für ihr Engagement ent-
zogen wird. In der Zielsetzung der Jugendarbeit sind 
die Elemente Prävention und Partizipation von ent-
scheidender Bedeutung, die nicht aus Kostengrün-
den wegfallen dürfen. 

Im Engagement drücke sich das Interesse an Beteili-
gung aus, an Bedürfnissen, wie sich auszuprobieren, 
etwas zu beeinflussen und zu bewirken, Gemein-
schaft zu erleben, der Vereinzelung entgegenzuwir-
ken sowie Gleichaltrigen (und Gleichgesinnten) zu 
begegnen. Negative Erfahrungen und unzureichen-
de Möglichkeiten könnten verhindern, daß sich eine 
stabile Motivation entwickelt. Diese Beobachtungen 
aus der Jugendarbeit benötigen dringend eine wis-
senschaftliche Untermauerung oder auch eine Diffe-
renzierung. Hier sehen die Jugendverbände einen 
großen Forschungsbedarf. 

Zur Verbesserung der Situation der ehrenamtlich 
aktiven jungen Menschen müßten neben vielen 
anderen insbesondere folgende Aspekte berücksich-
tigt werden: 

- Durchführung der regelmäßigen Gruppenarbeit, 
d. h. die Freistellung muß auch für halbe oder drit-
tel Tage erfolgen können. 

- Der Anspruch auf Sonderurlaub darf nicht das 
Recht auf Bildungsurlaub beschneiden. 

- Stundenweise Freistellung für Berufstätige, die 
ehrenamtlich in Jugendverbandsleitungen tätig 
sind analog der Anerkennung für die Ausübung 
öffentlicher Ehrenämter. 

- Bei der Studienplatzvergabe über die Zentralstelle 
für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) muß 
das ehrenamtliche Engagement auch künftig be-
sonders berücksichtigt werden. Mit der Vergabe 
von wohnortnahen Studienplätzen ist ebenfalls 
sicherzustellen, daß Studentinnen und Studenten 
ihre ehrenamtliche Tätigkeit am bisherigen Hei-
matort fortsetzen können. Des weiteren muß 
Studentinnen und Studenten, die in ihrer Freizeit 
Jugendarbeit leisten, eine Verlängerung der 
Regelstudienzeit und der davon abhängenden 
BAföG-Höchstförderungsdauer gewährt werden, 
ohne die Rückzahlungssumme zu erhöhen. 

- Ehrenamtliche Mitarbeiter der Jugendverbände 
sollten auf ihren Wunsch hin beim Wehr- und 
Zivildienst zu Einsatzorten eingezogen werden, 
die die Fortsetzung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
ermöglichen. 

- Bedarfsgerechte Finanzierung von Aus- und Fo rt
-bildung für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. 

Der Deutsche Caritasverband als kirchlicher Wohl-
fahrtsverband hat durch die Selbstfestlegung in der 
Position (Mai 1995) und in den Wegen zur Umset-
zung der Position (Oktober 1995), durch die Allens-
bach-Befragung und durch die Festlegung im Leit-
bild des DCV Position bezogen, Selbstkritik gezeigt 
und Konsequenzen eingeleitet. Dem Zentralrat des 
DCV wird im Oktober 1998 ein Bericht über den 
Stand der Umsetzung des DCV zur ehrenamtlichen 
Tätigkeit vorgelegt. 

Es sei an der Zeit, daß Politikerinnen und Politiker 
ihr politisches Reden ernst nehmen und politisch 
lösbare Aufgaben zur Stärkung des Ehrenamtes an-
gehen. 

In seiner Pressemeldung zum internationalen Tag 
des Ehrenamtes am 5. Dezember 1996 habe der 
Deutsche Caritasverband diesbezüglich drei politi-
sche Forderungen herausgestellt: 

1. Keine Kürzung oder Streichung von Hilfeleistun-
gen für Arbeitslose, die sich mit 15 und mehr 
Stunden/Woche ehrenamtlich engagieren 

2. Weiterzahlung von Kindergeld für junge Erwach-
sene unter 25 Jahren, die einen sozialen Freiwilli-
gendienst ableisten, der nicht als FSJ anerkannt 
ist 

3. Berücksichtigung von Aufwendungen für ehren-
amtliche Tätigkeit bei der Steuerreform insge-
samt: Ausweitung der Übungsleiterpauschale auf 
den sozialen Bereich insgesamt. 

Im Deutschen Caritasverband würden indes weitere 
politische Forderungen derzeit diskutiert: 

- Berücksichtigung von ehrenamtlicher Tätigkeit in 
Rentenanwartschaften 
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- Beitragsfreie Pflegeversicherung für junge Er-
wachsene, die ein FSJ oder einen Freiwilligen-
dienst ableisten (Analog Grundwehrdienst) 

- Berücksichtigung ehrenamtlicher Tätigkeit bei 
Personalentscheidungen im öffentlichen Dienst 

- Freistellungsregelungen 

- Konkretisierung von § 25 KJHG in Förderstruk-
turen 

- Erstattungsregelungen auf der Grundlage von § 23 
KJHG 

- Haushaltsbudget zur gelingenden Durchführung 
von Freiwilligendiensten im In- und Ausland 

- Förderung präventiver Angebote von Freiwilli-
gen/Ehrenamtlichen im Gesundheitsbereich 

- Steuerliche Berücksichtigung von „Zeitspenden", 
analog von Sachspenden 

- Erwähnung ehrenamtlicher Tätigkeit in Schul-
zeugnissen. 

Durch Insistieren der Katholischen Soldatenbetreu-
ung, ein der dem Deutschen Caritasverband ange-
gliederter zentraler caritativer Verband, sei es 1997 
gelungen, für ehrenamtlich Tätige in Krisengebieten 
den Sicherheitsstatus zu erwirken, analog dem 
Sicherheitsstatus für Soldaten. 

Der Deutsche Frauenrat begrüßt nachdrücklich, daß 
die Frage der gesellschaftlichen Anerkennung 
ehrenamtlicher Tätigkeit auf der Tagesordnung ge-
halten wird. Dringend erforderlich sei allerdings eine 
genaue Beschreibung dessen, was die Gesellschaft 
als Ehrenamt „anerkennen" und „respektieren" soll. 
Erst dadurch könne ergebnisorientiert über Formen 
der Sichtbarmachung, Bewe rtung und Anerkennung 
nachgedacht werden. Eine Begriffsbestimmung ist 
aus Sicht des Deutschen Frauenrates aber auch 
schon deshalb überfällig, damit deutlich wird, daß 
Ehrenamtliche mehr sind als „Helferinnen und Hel-
fer", und daß es ein Ehrenamt auch außerhalb des 
sozial-caritativen Bereichs gibt. Auch über die Ab-
grenzung zum Hobby/zur Traditionspflege sollte 
endlich offen diskutiert werden. Es dürfe kein Ehren-
amt erster und zweiter Klasse geben. Noch sei fest-
zustellen, daß diejenigen Ehrenämter höher angese-
hen sind, die Männerdomänen sind (Beispiel: Politik, 
Sport), wohingegen weniger sichtbare und überwie-
gend von Frauen geleistete ehrenamtliche Tätigkei-
ten geringer bewe rtet werden (Beispiel: Frauenver-
bandsarbeit, Nachbarschaftshilfe, Mitarbeit in Kir-
chen und sozialen Einrichtungen). Welche ehren-
amtlichen Tätigkeiten für eine gedeihliche Entwick-
lung unserer Gesellschaft unverzichtbar sind und da-
her respektiert und anerkannt werden sollen, müsse 
objektiv beurteilt werden und nicht allein vor dem 
Hintergrund staatlichen Unvermögens (schwinden-
de Finanzen, Mangel an Erwerbsarbeitsplätzen). An-
gesichts der Vorlagen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei es aus Sicht des 
Deutschen Frauenrates dringend geboten, das 
staatsbürgerliche Ehrenamt mehr als bisher ins Ram-
penlicht zu rücken. Eine Demokratie lebe von ihren 
Nichtregierungsorganisationen. Sie seien das ehren-
amtliche Bindeglied zwischen Bürgerinnen und Bür

-

gern einerseits und Parlament sowie Regierung an-
dererseits. Sie seien politisch tätig, wenn auch eh-
renamtlich und nicht bezahlt wie Abgeordnete und 
Ministerinnen und Minister. A llen Bestrebungen, 
bisher berufsmäßig ausgeübte und bezahlte Tätig-
keiten ins Ehrenamt zu verlagern, muß nachdrück-
lich entgegengetreten werden. Mit allen Kräften 
müsse dagegen angegangen werden, daß angesichts 
des Rückgangs der Zahl von Erwerbsarbeitsplätzen 
und der steigenden „Erwerbsneigung" von Frauen 
diesen die ehrenamtliche Tätigkeit als Trostpflaster 
verordnet werde. 

Das ehrenamtliche Engagement habe im Kultur-
bereich nach Aussagen des Deutschen Kulturrates 
einen zentralen Stellenwert. Neben dem vornehm-
lich auf kommunaler und regionaler Ebene statt-
findenden kulturellen Engagement in den unter-
schiedlichsten Vereinigungen, Arbeitsgemeinschaf-
ten, Einrichtungen und Verbänden engagieren sich 
auf der Bundesebene die im Deutschen Kulturrat zu-
sammengeschlossenen Verbände und Organisatio-
nen des kulturpolitischen Bereiches. Beide, kultu-
relle Vereinigungen und kulturpolitische Verbände, 
stellten in ihren Reihen einen Wandel des ehrenamt-
lichen Engagements fest. Es bestehe die Tendenz 
zur Übernahme kurz- bzw. mittelfristiger Verpflich-
tungen; die Ansprüche der Vereinigungen an die 
Qualität der ehrenamtlichen Arbeit seien gestiegen 
und ebenso die Ansprüche der ehrenamtlich Aktiven 
an die ihnen übertragenen Aufgabengebiete. Ehren-
amtlich Engagierte sehen sich als Teil der Bürgerge-
sellschaft und möchten Einfluß auf gesellschaftliche 
Prozesse nehmen. Nach Erkenntnissen des Kultur-
rates gelinge es den Organisationen am besten, eh-
renamtlich Engagierte zu aktivieren, die über haupt-
amtliche Strukturen verfügen. Hauptamtliche Ge-
schäftsstellen könnten in entscheidendem Maße zur 
Professionalisierung der ehrenamtlichen Arbeit bei-
tragen, da durch sie gewährleistet werden könne, 
daß sich die gewählten Funktionsträger auf die Auf-
gaben konzentrieren, für die sie ihr Mandat erhalten 
haben. Die Verbesserung von Kooperationsmöglich-
keiten der hauptamtlichen Strukturen von Verbän-
den und die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur 
- wie es beispielweise im „Haus der Kultur" in Bonn 
geschieht - ist nach Auffassung des Deutschen Kul-
turrates ein zukunftsweisendes Modell für die Förde-
rung der Infrastruktur von Verbänden und Organisa-
tionen nicht nur des Kulturbereiches. Des weiteren 
vertritt der Deutsche Kulturrat die Auffassung, daß 
bei der Vergabe von Mitteln durch die öffentliche 
Hand das ehrenamtliche Engagement in den Ver-
bänden und Organisationen als geldwerte Leistung 
einbezogen werden sollte. Die Arbeit von Verbänden 
wäre ohne das ehrenamtliche Engagement von 
Funktionsträgern und Sachverständigen nicht leist-
bar. Weiterhin erachtet der Deutsche Kulturrat die 
Verbesserung der Qualifizierungsmöglichkeiten für 
ehrenamtliche Aktive als zentralen Baustein zur 
Aktivierung des Potentials ehrenamtlich Aktiver. Die 
Qualifizierung ehrenamtlich Aktiver komme nicht 
nur einer Verbesserung der Verbandsarbeit zugute, 
sie sei zugleich auch eine Gratifikation für die gelei-
stete Arbeit. Die vermehrte Anerkennung der in eh-
renamtlichen Zusammenhängen erworbenen Kennt- 
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nisse und Qualifikationen im beruflichen Umfeld 
könne sicherlich zusätzlich das Klima für das ehren-
amtliche Engagement positiv beeinflussen. Nach 
Meinung des Deutschen Kulturrates ist ferner im Hin-
blick auf die Anerkennung ehrenamtlicher Arbeit 
noch viel zu leisten. Es reiche nicht aus, ehrenamtlich 
Aktive ab und zu zu loben und sie durch Auszeich-
nungen (Medaillen und Orden) zu ehren. Vielmehr 
sei die Politik aufgefordert, sich ehrenamtlich enga-
gierenden Personen wirk liche Einflußmöglichkeiten 
einzuräumen. Sie müssen Zugänge zu den politi-
schen Entscheidungsstrukturen auf der Landes-, 
Bundes- und der europäischen Ebene erhalten. Wer 
etwas entscheiden kann, habe auch Spaß an der eh-
renamtlichen Tätigkeit. Denn: ehrenamtlich Aktive 
wollen in ihrem Engagement ernstgenommen wer-
den. Ein sichtbares Signal des Ernstnehmens der in 
den Kulturverbänden Aktiven könnte die Wieder-
einsetzung des „Unterausschusses Kultur" in der 
nächsten Legislaturpe riode sein. Es sei schwer ver-
mittelbar, warum der Deutsche Bundestag berechtig-
terweise einen Sportausschuß einsetzt, auf einen 
Unterausschuß Kultur aber verzichtet. 

Für eine Zukunftsorientierung seien zur Stützung 
des Ehrenamts folgende Maßnahmen vorrangig not-
wendig, so der Deutsche Sportbund: 

Für den Bereich Erziehung 

- Förderung und Würdigung ehrenamtlichen Enga-
gements in der Schule, sowohl bei Schülerinnen 
und Schülern als auch im Lehramt 

- Einbeziehung ehrenamtlicher Tätigkeit in der 
Ausbildung von Studentinnen und Studenten 

Für den Bereich Wirtschaft 

- Vermehrte Gewinnung von Unternehmen, die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für ehren-
amtliches Engagement freistellen 

- Stärkere Berücksichtigung von ehrenamtlicher 
Tätigkeit im Rahmen von Unternehmenskultur 

- Übergreifende Finanzierung von Maßnahmen zur 
Förderung des Ehrenamts 

Für den Bereich Politik 

Optimale Ausnutzung der gesetzlichen Freistel-
lungsregelungen sowie der Rahmenbedingungen 
für Ehrenamtliche 

- Aufwertung von ehrenamtlicher Mitarbeit als hu-
mane Leistung in der Gesellschaft 

Für den Bereich Medien 

Regelmäßige und exponierte Berichterstattung 
und Information in den Medien über das Ehren-
amt 

- Schaffung eines Medienpreises zum Thema Eh-
renamt 

Einige dieser Forderungen würden auch durch den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD vom 
4. Dezember 1996 mitgetragen. 

Die These, die traditionellen, von Ehrenamtlichen 
getragenen und Ehrenamt bindenden Organisatio

-

nen seien strukturell und organisatorisch immer 

weniger in der Lage, den Erwartungen und Anforde-
rungen der Bürgerinnen und Bürger zu entsprechen, 
die sich ehrenamtlich engagieren wollen, könne man 
für das Deutsche Rote Kreuz nicht bestätigen. Fami-
lie, Politik, Bildungswesen und Medien •seien insbe-
sondere gefordert, die kulturelle Bedeutung und den 
Sinn und Wert des freiwilligen Engagements jungen 
Menschen zu vermitteln. 

Die das Ehrenamt und bürgerschaftliche Engage-
ment tragenden Verbände, Vereine, Organisationen 
und Inititiativen sowie politisch Verantwortliche soll-
ten sich um klare Definitionen des Spektrums Ehren-
amt, freiwilliges Engagement, bürgerschaftliches 
Engagement bemühen. Das Deutsche Rote Kreuz 
halte folgende Grundbedingungen und Prinzipien 
dabei für unerläßlich: Ohne Zeit und materielle Ab-
sicherung sei ehrenamtliches Engagement nicht 
möglich. Freiwilliges Engagement und Ehrenamt 
basierten mindestens auf den Prinzipien: Freiwillig-
keit, Unentgeltlichkeit, Zusätzlichkeit, Gemeinwohl-
orientierung. Der Aus-, Fo rt- und Weiterbildung von 
Ehrenamtlichen komme eine hohe Bedeutung zu. 
Ehrenamtliche erbringen gesellschaftspolitische, 
kulturelle, soziale und humanitäre Dienstleistungen, 
die professionellen Anforderungen entsprechen 
müssen, wobei „Professionalität" fachliche und so-
ziale Kompetenzen meine. Der Gegensatz von Pro-
fessionalität sei Dilletantismus, nicht ehrenamtliches 
Engagement. Deshalb solle die Politik gerade hier 
die Rahmenbedingungen verbessern. 

Das freiwillige Engagement sei im Diakonischen 
Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland e.V., 
dem ältesten Wohlfahrtsverband in der Bundesrepu-
blik Deutschland, von der Tendenz her eher anstei-
gend. Dies widersp richt der Behauptung, daß das 
Ehrenamt in den „traditionellen Organisationen" 
rückläufig sei. 

Der Wandel vom „traditionellen Ehrenamt" zum 
„neuen Ehrenamt" vollziehe sich auch unter dem 
Dach der Diakonie. Ehrenamtliches Engagement 
und Selbsthilfe benötigten Strukturen (Tagungs-
raum, Geschäftsstelle, Fachlichkeit, geordnete Fi-
nanzierung usw.). Dies geschehe u. a. unter dem 
Dach der Wohlfahrtsverbände. Die Finanzierung 
ehrenamtlichen Engagements und der Selbsthilfe er-
leide z. Z. einen gravierenden Einbruch, da Zuwen-
dungsgeber (Bund, Länder, Kommunen, Sozialver-
sicherungsträger usw.) ihre Zuwendungen (freiwil-
lige Leistungen) an die entsprechenden Organisatio-
nen im Zuge der überall festzustellenden Haushalts-
einsparungen kürzen bzw. einfrieren. Modellpro-
gramme auf den verschiedenen Ebenen könnten 
den Rückgang dieser Mittel nicht aufwiegen. Ehren-
amtliches Engagement sei nicht kostenlos. (So bringe 
etwa eine Ehrenamtliche im Hospizdienst jährliche 
Regiekosten [Qualifizierung, Supervision, Auslagen-
erstattung usw.] von etwa 2 000 DM mit sich). Er-
werbslose bzw. Sozialhilfeempfänger würden in der 
Regel von einer Festschreibung bzw. Erhöhung von 
Aufwandsentschädigungen nicht profitieren, da 
diese auf die Arbeitslosenhilfe bzw. die Sozialhilfe 
angerechnet werden müßten. Sie seien auch in an-
derer Beziehung viel schwerer zu motivieren als 
Voll- bzw. Teilzeitbeschäftigte oder Rentner. 
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Für den Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsver-
band  Gesamtverband e. V. biete das freiwillige so-
ziale Engagement als Selbsthilfe in Selbsthilfegrup-
pen und -organisationen, als ehrenamtliche Arbeit in 
sozialen Einrichtungen und Diensten bzw. in wenig 
institutionalisierten Zusammenhängen oder als bür-
gerschaftliches Engagement in sozialen Initiativen 
ein Altersgrenzen überschreitendes Lern- und Erfah-
rungsfeld, das den „sozialen Kitt" unserer Gesell-
schaft erfahrbar mache und als unmittelbare Form 
demokratischer Beteiligung, Grundlage eines den 
Prinzipien der Solidarität und Subsidiarität verpflich-
teten Sozialstaats sei. 

Im Paritätischen Wohlfahrtsverband würden alle For-
men des freiwilligen sozialen Engagements in den 
unterschiedlichen Feldern der sozialen Arbeit prakti-
ziert. So zählten zu den Mitgliedern des Verbandes 
- von Geschichte und Struktur her - so unterschied-
liche Verbände wie beispielsweise der Arbeiter-
Samariter-Bund Deutschland, der Sozialverband 
VdK Deutschland, die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Immigrantenverbände, der Arbeitslosenverband 
Deutschland, der Verband alleinstehender Mütter 
und Väter, die Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbst-
hilfegruppen, die Deutsche AIDS-Hilfe und ca. 70 
weitere bundesweit tätige Selbsthilfeorganisationen 
insbesondere der Behinderten- und Gesundheits-
selbsthilfe. Vorsichtig geschätzt, seien im Paritäti

-

schen Wohlfahrtsverband insgesamt ca. 1,1 Millio-
nen Menschen freiwillig sozial engagiert. 

Neben notwendigen Verbesserungen der recht-
lichen Rahmenbedingungen, beispielsweise bei 
Aufwandsentschädigungen, Freistellungen sowie 
Aus- und Fortbildung, sollte die Infrastruktur zur 
Förderung des freiwilligen (sozialen) Engagements 
verbessert werden. Hierbei seien nach Ansicht des 
Verbandes folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 

1. Die Verbesserung infrastruktureller Bedingungen 
hat in erster Linie auf kommunaler Ebene zu erfol-
gen. 

2. Bevor zur Förderung des freiwilligen Engage-
ments eine neue Institution gefordert werde, sollte 
geprüft werden, ob die Arbeit vorhandener Ein-
richtungen (Selbsthilfekontaktstellen, Kreis- und 
Ortsgruppen der Freien Wohlfahrtspflege, Nach-
barschaftsheime, Familien- und Mütterzentren, 
Arbeitslosenzentren, Kulturhäuser, Beratungsstel-
len usw.) verbindlich und wirkungsvoll vernetzt 
werden könnten. 

3. Sollte ein spezielles Angebot für erforderlich ge-
halten werden, sei im kommunalen Dialog zu prü-
fen, ob dieses bei einer vorhandenen Einrichtung 
angesiedelt werden kann. 

4. Grundsätzlich böten sich die bereits trägerüber-
greifend 160 arbeitenden Selbsthilfekontaktstel-
len für die weitere Aufgabe „Förderung des frei-
willigen Engagements" an. Hierbei sei allerdings 
zweierlei zu berücksichtigen: 

- Trotz der großen kommunalen Akzeptanz und 
der wissenschaftlich nachgewiesenen Bedeu-
tung der Selbshilfekontaktstellen für die Selbst-
hilfe in den Regionen, sei ihre Finanzierung 
häufig ungesichert. 

- Die ursprüngliche Aufgabe der Selbsthilfekon-
taktstellen, die Selbsthilfegruppenförderung, 
müsse weiterhin unverände rt  praktiziert wer-
den können. Mit einer zusätzlichen Aufgabe 
müsse auch eine entsprechende personelle Aus-
stattung einhergehen. 

Für den Zentralverband des Deutschen Handwerks 
stellt das ehrenamtliche Engagement einen wesent-
licher Bestandteil unserer Gesellschaft dar. In einer 
demokratischen Gesellschaft sei es unverzichtbar, 
daß über den reinen Erwerbsgedanken hinaus Bür-
ger durch die Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeit 
Verantwortung übernehmen und so auch an demo-
kratischen Willensbildungsprozessen aktiv teilneh-
men. 

Gerade in der vielgliedrigen Organisation des deut-
schen Handwerks sei die Übernahme ehrenamt-
licher Tätigkeit eine unverzichtbare Voraussetzung 
dafür, daß diese Organisation überhaupt „funktio-
nierte". Dabei stehe nicht nur die Wirtschaftsgruppe, 
sondern auch die Gesellschaftsgruppe Handwerk im 
Vordergrund, denn die Übernahme ehrenamtlicher 
Tätigkeit im Handwerk sei Ausdruck gesellschafts-
politischer Verantwortung. Die Mitwirkung des 
Ehrenamtes sei im Handwerk erforderlich, wenn es 
darum gehe, den Selbstverwaltungsgedanken als 
wesentliches Fundament des deutschen Handwerks 
und seiner Organisation mit Leben zu erfüllen. Nur 
wenn sich viele handwerkliche Unternehmer, aber 
auch verantwortungsbewußte Mitarbeiter, in den 
Gremien der Handwerksorganisationen engagierten, 
könne diese Wirtschafts- und Gesellschaftsgruppe 
ihre wichtigen Funktionen, z. B. im Bildungsbereich, 
optimal erfüllen. 

Ehrenamtsträger im Handwerk seien z. B. unver-
zichtbar, wenn es darum gehe, die Bet riebe zu moti-
vieren, zusätzliche Lehrstellen anzubieten. Sei es 
dann gelungen, neue Ausbildungsplätze zu schaf-
fen, komme es darauf an, in einer möglichst praxis-
nahen Ausbildung den Jugendlichen das Rüstzeug 
zu vermitteln, in ihrem späteren Beruf erfolgreich zu 
sein. Die betriebliche Ausbildung werde begleitet 
von den entsprechenden ehrenamtlich besetzten 
Ausschüssen der Handwerkskammern. Ehrenamts-
träger seien als Prüfer bei den Gesellen- und Mei-
sterprüfungen aufgrund ihres betriebsbezogenen 
unternehmerischen Know-hows nicht wegzudenken. 
Wenn es darum gehe, daß die Belange des regiona-
len Handwerks auch im kommunalpolitischen Be-
reich angemessene Berücksichtigung finden, seien 
die ehrenamtlichen Mitglieder des Kammervorstan-
des, nicht nur die Unternehmer, sondern auch die 
Vizepräsidenten aus dem Gesellenstand, wichtige 
Ansprechpartner für die regionale Politik. 

Das Wesen des Ehrenamts im Handwerk beruhe auf 
dem Gedanken der Eigenverantwortung und auf 
dem Bewußtsein, für die Solidargemeinschaft und 
letztlich für das Gemeinwohl eine Aufgabe zu über-
nehmen. Gerade in einer Zeit, in der die Individuali-
sierung fortschreite und durch den immer wieder 
apostrophierten Wertewandel traditionelle Primär-
und Sekundärtugenden in Frage gestellt würden, sei 
die individuelle Mitwirkungsbereitschaft eines jeden 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/11413 

gefragt. Diese Mit-Verantwortung des einzelnen für 
das Gemeinwohl ergebe sich aus einer Vorstellung 
von Demokratie, die sich auf die Verantwortungsbe-
reitschaft der Bürger stütze und dies auch ausdrück-
lich anerkenne. 

Vor diesem Hintergrund sei die Politik aufgerufen, 
die Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung 
durch ehrenamtliche Tätigkeit nachdrücklich zu un-
terstützen. 

Die Deutsche AIDS -Hilfe habe sich auf ihrer Fachta-
gung „Abschied vom Ehrenamt?" im November 
1996 zwar nicht von ihren Ehrenamtlichen, dafür 
aber von den inhaltlichen Einengungen des Begriffs 
verabschiedet, da dieser nur sehr bedingt die Motive 
ihrer Freiwilligen umschreibe. Die Motivation des 
überwiegenden Teils ihrer Freiwillligen bewege sich 
eher zwischen den Polen Selbstbezug und solidari-
schem Engagement: Mitarbeit in AIDS-Hilfe ermög-
liche - insbesondere dem hohen Anteil der mittelbar 
und unmittelbar betroffenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern - auch die Klärung von eigenen Be-
zügen zu AIDS und die solidarische Verantwortungs-
übernahme für die betroffenen Communities ange-
sichts des „kollektiven Traumas" AIDS. 

Eine künstliche Trennung zwischen den klassischen 
Bereichen der Selbsthilfe, dem Ehrenamt und dem 
bürgerschaftlichen Engagement sei dabei unsinnig, 
da Selbst- und Fremdhilfe im freiwilligen Engage-
ment in einem gegenseitigen Bedingungsverhältnis 
stünden und gemeinsam die Hilfe für das „kollektive 
Selbst" beförderten. Gesellschaftlich marginalisierte 
Gruppen hätten sich in AIDS-Hilfen ein Forum der 
politischen und sozialen Selbstartikulation geschaf-
fen, welches sowohl eine Interessenve rtretung der 
Belange der Betroffenengruppen als auch eine an 
ihren Lebensweisen orientierte, effiziente Präven-
tionsarbeit ermögliche. 

Die von vielen Organisationen beklagte hohe Fluk-
tuation freiwilliger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
könne innerhalb der AIDS-Hilfe zur Chance gewen-
det werden: AIDS-Hilfe befördere im Sinne einer 
„multisubkulturellen Sozialisationsinstanz" die Aus-
einandersetzung mit gesellschaftlichen Tabuthemen 
wie Umgang mit Sexualität, Rausch und Sterben 
angesichts der Herausforde rungen durch HIV und 
AIDS und ermögliche so sowohl individuelles als 
auch gesellschaftliches Lernen. 

Alle Kosten-Nutzen-Rechnungen zum Ehrenamt grif-
fen zu kurz, sofern sie nicht den „sekundären Kapi-
talertrag" für die betroffenen Organisationen und 
die Gesellschaft als Ganzes in Rechnung stellten: 
Die Erfolge des „Präventionsmodells Deutschland" 
mit seinen - im Vergleich zu anderen westlichen 
Industrienationen - niedrigen Infektionsraten wären 
ohne das ungeheure Engagement freiwilliger Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter als Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren eines (sub)kulturellen Transfor-
mationsprozesses nicht vorstellbar. 

Die Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegrup-
pen e. V. begrüße die aktuelle Diskussion um die 
Aktivierung von Selbsthilfe, Ehrenamt und Freiwilli-
genarbeit, da sie geeignet sei, ein größeres Bewußt

-

sein in Politik und Gesellschaft über die Bedeutung 
und Möglichkeiten solchen Engagements herzustel-
len. Eröffnet werde damit die Chance, die Rahmen-
bedingungen für die Selbsthilfe, das Ehrenamt und 
die Freiwilligenarbeit zu verbessern und angemes-
sene Unterstützungsangebote zu schaffen bzw. aus-
zubauen. Zur Unterstützung von Selbsthilfe, ehren-
amtlichem Engagement und Freiwilligenarbeit seien 
alle Organisationen und Einrichtungen in unserer 
Gesellschaft aufgerufen. Es gebe vielfältige Unter-
stützungsmöglichkeiten im jeweiligen Wirkungs-
kreis, zum Beispiel zu informieren, Kontakte herzu-
stellen, Infrastruktur bereitzustellen, Beteiligungs-
und Betätigungsmöglichkeiten zu eröffnen und ver-
besserte Rahmenbedingungen zu schaffen. Auch 
wenn vieles schon praktiziert werde, könne und 
müsse es Verbesserungen geben. Durch Zusammen-
arbeit und Vernetzung von Verbänden und be-
stehenden engagementfördernden Einrichtungen 
vor Ort seien die Chancen einer erfolgreichen Akti-
vierung und Unterstützung zu erhöhen und ein 
wirkungsvoller Beitrag zu einer neuen Kultur des 
Miteinanders in einer aktiven Bürgergesellschaft zu 
leisten. 

Hinsichtlich angemessener Förderstrategien der 
unterschiedlichen Formen von Bürgerengagement 
gehe es aus Sicht der Selbsthilfegruppen um die 
Ausgestaltung differenzie rter Ansätze und institutio-
neller Formen. Wesentlich für die Entstehung und 
die Arbeit von Selbsthilfegruppen seien neben der 
direkten finanziellen Förderung angemessene infra-
strukturelle Rahmenbedingungen und eine bera-
tende Unterstützung für Interessentinnen und In-
teressenten und Gruppen. 

Als fachlich und institutionell besonders erfolgreich 
hätten sich hier themenübergreifend arbeitende 
Selbsthilfekontaktstellen auf örtlicher/regionaler 
Ebene erwiesen, von denen es - in unterschiedlich-
ster Trägerschaft - im Bundesgebiet gegenwärtig ca. 
160 gebe. Die Selbsthilfegruppen sähen in der För-
derung von Selbsthilfekontaktstellen einen wesent

-

lichen Baustein einer umfassenden Förderung von 
Bürgerengagement. Die Arbeit von Selbsthilfekon-
taktstellen sei daher finanziell zu stabilisieren und 
weiterzuentwickeln. 

Wegen der Nähe der Engagementformen würden 
von Trägern und Verbänden neben differenzie rten 
Förderstrategien auch Möglichkeiten und Chancen 
einer Bündelung von Unterstützungsangeboten ins 
Gespräch gebracht. Eine solche Bündelung könne 
bei einem Träger oder im Zusammenwirken mehre-
rer Träger ggf. unter einem „Dach" erfolgen. Erwar-
tet würden eine Optimierung des Ressourceneinsat-
zes, verbesserte Kooperationen und Synergieeffekte. 

Es sei unverzichtbar, Selbsthilfekontaktstellen bei 
solchen Überlegungen zur Zusammenführung oder 
Bündelung von Unterstützungsangeboten einzube-
ziehen. Sie hätten langjährige fundie rte Erfahrungen 
und eine hohe Akzeptanz bei den Bürgerinnen und 
Bürgern sowie bei Einrichtungen der professionellen 
Versorgung. Selbsthilfekontaktstellen könnten so-
wohl Partner als auch selber Kristallisationskerne 
für innovative Unterstützungsmodelle bürgerschaft-
lichen Engagements sein. Um sich sinnvoll an Bünde- 
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lungsprozessen zu beteiligen oder das Tätigkeitspro-
fil erweitern zu können, müßten aus Sicht der Selbst-
hilfegruppen für Selbsthilfekontaktstellen folgende 
Voraussetzungen gegeben sein: 

die Kontinuität der spezifischen organisatorischen 
und beratenden Aufgaben für Selbsthilfeinteres-
sierte und Selbsthilfegruppen, 

- die Selbsthilfe-fördernde Kooperation mit anderen 
professionellen Versorgungseinrichtungen, 

- ein eigenständiges institutionelles Profil 

- und die personellen und infrastrukturellen Kapa

-

zitäten. 

Man sei gerne bereit, an einem Prozeß der Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen und der Entwicklung 
von Unterstützungsangeboten für Bürgerengage-
ment im generellen Sinne und für die Selbsthilfe im 
speziellen partnerschaftlich mitzuwirken. 

Die von der Robert Bosch Stiftung in Deutschland 
ermöglichte Eurovol-Studie von 1994 habe den 
Nachweis geführt, daß erheblich mehr Menschen in 
Ostdeutschland (24 %) ehrenamtlich engagiert ge-
wesen seien als in Westdeutschland (16 %). Im Ver-
gleich mit älteren westlichen Demokratien belegten 
die Deutschen eher hintere Plätze, wenn es um den 
freiwilligen Einsatz der Bürger von Zeit (Arbeits-
kraft) und Geld (Spenden und Stiftungen) für das 
Gemeinwohl gehe. Darin liege eine in ihrer Trag-
weite bisher nicht voll begriffene Herausforderung 
der Gesellschaft, der Wi rtschaft und der Politik. 

Die Robert  Bosch Stiftung habe in der Wiedervereini-
gung die Aufgabe und Chance gesehen, als p rivaten 
Beitrag zum Gemeinwohl die bürgerschaftliche In-
itiative insbesondere in Ostdeutschland zu fördern. 
Sie habe bisher 840 Initiativen ehrenamtlicher Arbeit 
mit Projektmitteln in Höhe von 13 Mio. DM geför-
dert. Stiftungspraxis und systematische Evaluierung 
bestätigten den Vorsprung der Ostdeutschen im 
„volunteering" für soziale Aufgaben. 

Die bisherigen Ansätze zur „Förderung des Ehren-
amtes" griffen vielfach zu kurz, da nicht mehr klar 
genug gesehen werde, wie grundlegend Staat und 
Wirtschaft auf ein lebendiges Gemeinwesen ange-
wiesen seien, das von „Gemeingeist und Bürger-
sinn" (Frhr. v. Stein) getragen sei: In der politischen 
Kultur habe das Leitbild des kritischen, seine Rechte 
und Ansprüche geltend machenden Bürgers Vorrang 
gegenüber dem Gedanken seiner Verantwortung als 
freier Bürger für die Gestaltung des Gemeinwesens. 
Freiwilligkeit und Freigebigkeit seien nicht ausrei-
chend miteinander verknüpft. Die geistigen Ressour-
cen von „Gemeingeist und Bürgersinn" bedürften 
mehr denn je der bewußten Pflege durch familiäre 
und schulische Erziehung, durch Vorbilder und gute 
gesellschaftliche und politische Praxis. Die Perfek-
tion des Wohlfahrtsstaates und der Ausbau umfas-
sender Daseinsvorsorge hätten die passive Erwar-
tungshaltung der Bürger tiefgreifend geprägt. 

Bei der Frage, was getan werden sollte, gelte es vor 
allem, in Familien, Schulen und Jugendarbeit die 
frühe Wahrnehmung von Verantwortung zu erler-
nen. Die freien, ehedem ehrenamtlichen Trägerver

-

bände müßten in einen ideellen und praktischen 
Wettbewerb zueinander treten um die wirkungsvoll-
ste Rückgewinnung und Förderung der ehrenamt-
lichen Mitglieder. In einer gemeinsamen Anstren-
gung von Bund und Ländern seien auf breiter Basis 
„opportunities to serve" für Jugendliche zu schaffen: 
Ein Rahmengesetz für Freiwillige sollte durch mehr-
jährige Länderprogramme zur Förderung freiwilliger 
Gemeinschaftsdienste ausgefüllt und mit Hilfe von 
EU-Programmen internationalisiert werden. Analog 
zum Seniorenexperten-Service der Wi rtschaft sollten 
Experten-Services für gemeinnützige Aufgaben ent-
wickelt und angeboten werden. Unternehmen könn-
ten als „corporate citizen" ehrenamtliche Arbeit 
ihrer Mitarbeiter unterstützen. Städte und Gemein-
den sollten den Gedanken von Bürgerstiftungen zur 
Förderung ehrenamtlicher Dienste auf die Tagesord-
nung setzen, Programme zur Förderung bürger-
schaftlichen Engagements entwickeln, Ideenwettbe-
werbe veranstalten, praktische Beispiele für vorbild-
liches Bürgerengagement auszeichnen und den 
ehrenamtlichen Organisationen eine ressortunab-
hängige Plattform bieten. 

Die Länder sollten in den Wettbewerb um p rivate 
Stifter als „Investoren" in das Gemeinwohl eintreten, 
dies nicht als Palliativ für Staatsverschuldung und öf-
fentliche Sparzwänge, sondern als positiver Beitrag 
zur Erneuerung des Gemeinwesens. Die freien Ver-
bände und Initiativen sollten ressortunabhängig 
Plattformen bilden, die Vorschläge für eine wir-
kungsvollere Subventionspraxis für ehrenamtliche 
Aktivitäten entwickeln. In Schul- und Hochschulpo-
litik sei der Förderung ehrenamtlicher Aktivitäten 
Raum zu verschaffen, wobei an Schulen die Auslän-
derintegration und an Hochschulen die internationa-
len Verbindungen breiten Raum für kreatives und 
lohnendes Volunteering bieten. 

Auf Bundesebene sollten ein konstruktiver Wett-
bewerb um ein Freiwilligengesetz und die Verbes-
serung des Stiftungsrechts stattfinden. In Public 
Private Partnership sollten Forschungsinstitute für 
Stiftungsfragen und für Volunteering geschaffen 
werden, deren Ziel die Mehrung der freiwilligen 
Ressourcen einer Bürgergesellschaft und der inter-
nationale Erfahrungsaustausch sein sollte. Werte-
wandelstudien allein genügen nicht. 

Die Verantwortlichen in den Medien sollten intensiv 
über Fortbildung, Förderung und Produktion von 
„civic journalism" nachdenken. Die oft vermißte 
„Anerkennung" von Freiwilligkeit und Freigebig-
keit der Bürger könne heute durch öffentliche Be-
richterstattung oft wirkungsvoller erreicht werden 
als durch Ehrungen und Orden. 

Die Stadt Stiftung Gütersloh sei eine Ende 1996 ge-
gründete Stiftung bürgerlichen Rechts mit Sitz in 
Gütersloh. Sie basiere auf dem Vorbild der amerika-
nischen Community Foundations. Nach ihrer eige-
nen Definition sei die Stadt Stiftung Gütersloh eine 
gemeinnützige Einrichtung zur Förderung sozialer 
und kultureller Belange in einem lokal begrenzten 
Tätigkeitsbereich, geleitet durch ein von den politi-
schen Instanzen unabhängiges Führungsgremium. 
Ziel dieser Stiftung sei der langfristige Vermögens- 
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aufbau bei einer gleichzeitigen Verpflichtung zur 
Transparenz und Rechenschaftslegung gegenüber 
der Öffentlichkeit. Die Stadt Stiftung Gütersloh ver-
stehe sich als eine Gemeinschaftseinrichtung von 
Bürgern für die Bürger. Die Stadt Stiftung Gütersloh 
sei eine Ausprägung von Gemeinschaftssinn in 
einem demokratisch verfaßten Gemeinwesen. Sie 
wolle solche gemeinnützigen Vorhaben fördern, die 
im Interesse der Stadt und ihrer Bürger liegen und 
die nicht zu den regulären Aufgaben der Kommunal-
verwaltung gehören. Insbesondere wolle sie helfen 
und Anregungen geben, die Leistungen und Lei-
stungsfähigkeit der Stadt Gütersloh zu verbessern. 

Die Tätigkeitsfelder seien im einzelnen Erziehung 
zur Gemeinschaftsfähigkeit, Stadtmanagement, Kul-
tur und Bildung, Gesundheit, Jugendarbeit sowie 
Soziale Hilfe. In ihrem ersten Jahr nach der Grün-
dung habe die Stadt Stiftung Gütersloh eine Reihe 
von Projekten initiiert, in denen sie in hohem Um-
fang auf freiwillige, ehrenamtliche Helfer angewie-
sen gewesen sei. Die Arbeit in den Projekten der 
Stadt Stiftung Gütersloh in der ersten Gründungs-
phase habe zu folgenden Erfahrungen geführt: 

Es bestehe generell eine hohe Bereitschaft unter-
schiedlicher Bevölkerungsgruppen, sich für gemein-
nützige Projekte in ihrem unmittelbaren räumlichen 
und persönlichen Umfeld zu engagieren. Häufig 
werde ein „freies Engagement" innerhalb neuer und 
teilweise eigendefinierter Projekte einem Engage-
ment innerhalb bestehender und teilweise verkruste-
ter Institutionen vorgezogen. Die Bereitschaft zu ge-
meinnützigem Engagement sei nicht immer primär 
durch caritative Motive geprägt, sondern werde zu-
nehmend durch Motive wie neue Formen der Selbst-
verwirklichung, alternatives Freizeitverhalten oder 
die Suche nach sozialen Kontakten ergänzt. Bei vie-
len Menschen sei eine latente Bereitschaft vorhan-
den, sich ehrenamtlich zu engagieren. Allerdings 
fehlten vielfach geeignete organisatorische Struk-
turen, dieses Engagement zu kanalisieren. Soweit 
etablierte Institutionen Möglichkeiten zu ehrenamt-
lichem Engagement anböten, würden die Angebote 
häufig als zu stark strukturiert und wenig flexibel an-
gesehen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
ehrenamtliches Engagement seien nicht vorhanden, 
zumindest aber nur sehr schwach ausgeprägt. Dies 
betreffe unter anderem Fragen wie Versicherungs-
schutz, Möglichkeiten zur beruflichen oder schuli-
schen Freistellung, steuerliche Nutzungsmöglich-
keiten der Erbringung von persönlicher Leistung 
im Verhältnis zum finanziellen Engagement.  Das 
„Sozialprestige" von ehrenamtlichem Engagement 
sei in Deutschland anders als in anderen Ländern 
nur schwach ausgeprägt. 

Generell scheine es für die Gesellschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland erstrebenswert, die Mög-
lichkeiten ehrenamtlichen Engagements zu verstär-
ken. Neben einem veränderten Bewußtsein gegen-
über unterschiedlichen Formen des gemeinnützigen 
Engagements gehöre dazu auch eine Veränderung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen. Hierzu zähl-
ten beispielsweise Haftungsfragen, rentenrechtliche 
Behandlung, steuerliche Auswirkungen sowie Re-
geln über Freistellungen. 

Die Zeitbörse Kassel bestehe seit Anfang 1995 und 
startete mit den folgenden Grundlagen und Zielen: 
Aktivierung nachbarschaftlicher Hilfen, Solidarität 
statt Konkurrenz, Hilfe zur Selbsthilfe, Ausbau und 
Festigung kooperativer Strukturen durch Nutzung 
einer eigenen, selbst bestimmten Verrechnungsein-
heit, Neu-Bewertung und Wertschätzung von Lei-
stung und Gegenleistung, Aufdecken und Ent-
wickeln neuer, eigener Ressourcen und Tauschmög-
lichkeiten innerhalb der Zeitbörse, Bezahlung durch 
eigene, immer verfügbare Leistungen (Tauschen als 
Finanzierungsinstrument), Förderung der lokalen 
und sozialen Ökonomie (alle Güter, Dienstleistun-
gen, Fähigkeiten, Kenntnisse und Interessen unserer 
Region werden „wertvoll" und tauschbar), lokaler 
Bezug und Überschaubarkeit, Reduzierung des 
„Geldes" auf seine positiven Eigenschaften (= Maß 
des Tauschwertes) durch zinslose Verrechnungs-
größe Talent. 

In einem Geiste des Miteinanders, bei dem jede/ 
jeder gewinnen kann, trage eine Zentrale dazu bei, 
daß die Mitglieder der Zeitbörse die von ihnen 
beherrschten oder gebrauchten Tätigkeiten austau-
schen könnten. Der Überschuß der für die Tätigkei-
ten (sammeln von Angeboten/Nachfragen, erstellen 
und verteilen derselben in den Kreativen Seiten, 
Kontoführung, Beratung von Interessentinnen/Inter-
essenten etc.) der Zentrale entrichteten Gebühr von 
8 Talents (24 Minuten Tätigkeit pro Monat) werde in 
Aktivitäten und Projekte investiert, die allen Mitglie-
dern gehören und zugute kommen. 

Auf diese Weise könne es gelingen, einen Beitrag für 
eine zufriedenere Gesellschaft zu leisten, in der sich 
die Menschen besser entfalten können und wir alle 
von unseren vielfältigen Ressourcen und Fähigkei-
ten profitieren. Bildungsangebote, Freizeitmöglich-
keiten, Hobbyheimwerkerarbeiten, soziale und kul-
turelle Aktivitäten können sich den Mitgliedern der 
Zeitbörse erschließen, wenn man bereit sei, sich in 
dieses System einzubringen. Besonders wichtig sei 
dabei auch, daß in der Zeitbörse alle Arten von Kopf-  
und Handarbeit gleichwe rtig behandelt werden. 
Egal, ob man viel Zeit habe oder wenig, ein gutes 
Einkommen habe oder keins: Durch eine Zeitbörsen-
mitgliedschaft trage man zu einem besseren Leben 
anderer und für sich selbst bei. Man könne unabhän-
giger vom offiziellen Geld-, Waren- und Wirtschafts-
system werden. Man entdecke brachliegende Talente 
und Fähigkeiten und könne sie im Kreise der Mit-
glieder mit Zeitgewinn einsetzen, und nirgends sonst 
habe man die Möglichkeiten, die Vergänglichkeit 
von Zeit zu stoppen. Als Mitglieder der Zeitbörse sei 
es sogar möglich, ein Zeitguthaben anzusparen. 

Für den Sachverständigen Joachim Braun haben 
sich die Formen, Motive für freiwilliges Engagement 
gewandelt. Die Bereitschaften zum Engagement 
seien höher als das tatsächliche Engagement. Durch 
qualifizierte Information, Beratung und Unterstüt-
zung könne das Engagement der Bürger in vielen 
gesellschaftlichen Bereichen besser zur Entfaltung 
kommen. 

Die vom Bund über 10 Jahre geförderten Modell

-

programme zur Selbsthilfe und zum freiwilligen 
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Engagement von Senioren hätten gezeigt, daß frei-
williges Engagement von qualifizierten Fachkräften 
in zentralen Anlauf- und Kontaktstellen wirksam 
und verläßlich unterstützt werden kann. Eine er-
probte und erfolgreiche Strategie zur Unterstützung 
und Aktivierung des freiwilligen Engagements in 
der Selbsthilfe bestehe in der Schaffung einer enga-
gementunterstützenden Infrastruktur in Städten und 
Kreisen. Sie werde von den Bürgern für wichtiger 
angesehen als symbolische Anerkennung durch 
Orden oder Plakatierungsaktionen. Dabei müßten 
160 Selbsthilfekontaktstellen, 100 Seniorenbüros, ca. 
20 Freiwilligenagenturen und 8 Bürgerbüros, insge-
samt ca. 300 engagementunterstützende Einrichtun-
gen in Städten und Kreisen in Deutschland weiter 
ausgebaut und finanziell abgesichert werden. Um 
Parallelstrukturen zu vermeiden, sollte erprobt und 
geklärt werden, wie die engagementunterstützende 
Infrastruktur in Städten und Kreisen am wirkungs-
vollsten ausgebaut werden kann und ob die Vernet-
zung bzw. Integration verschiedener Anlauf- und 
Kontaktstellen zu einer Agentur für Bürgerengage-
ment eine effektive Unterstützungsform für bürger-
schaftliches Engagement darstellt. 

Aus einer zehnjährigen, empirisch ausgewerteten 
Arbeit als Freiwilligenagentur könne man nach An-
sicht der Sachverständigen Carola Schaaf-Derichs 
eine deutliche Zunahme der Nutzung der Einrich-
tung durch engagementbereite Bürgerinnen und 
Bürger zur Beratung und Vermittlung in eine frei-
willige gemeinnützige Tätigkeit feststellen. Dabei 
stünden die jüngeren Engagierten (zwischen 20 und 
39 Jahren) als größte vermittelte Altersgruppe im 
Vordergrund, aus Sicht der Arbeits- und Berufs-
lebensbiographie hielten sich die Zahlen der vermit-
telten abhängig Beschäftigten (27 %) mit denen der 
Erwerbslosen (31 %) in etwa die Waage. Deutlich 
rangierten die Alleinlebenden mit 65 % aller Vermit-
telten unter dem Aspekt des Familienstandes der 
Engagierten, die die Agentur aufsuchten, ganz vorn. 
Die Verteilung zwischen engagementbereiten Män-
nern und Frauen habe sich während der zehn Jahre 
unserer Arbeit bei 35 bis 40 % Männern eingepen-
delt. Man könne davon ausgehen, daß die Bereit-
schaft, sich für andere freiwillig zu engagieren, keine 
deutliche Geschlechtsspezifik aufweise, wenn die 
Art  und der Umfang der Tätigkeit deutlich gemacht 
würden („Stellenbeschreibung") und die Steuerung 
des Engagements (i. S. der Selbstbestimmung in Ab-
sprache) in den Händen der Engagierten selbst mit 
liege. Allen Engagementbereiten gehe es um einen 
sinnstiftenden aktiven Beitrag zu unserer heutigen 
Gesellschaft, um Beteiligung an sozialen Brennpunk-
ten und um partizipatorische Mitgestaltung sozialen 
Zusammenlebens im Sinne eigener Werterhaltung. 

Dieses bedeutungsvolle gesellschaftliche Anliegen 
von Bürgerinnen und Bürgern solle durch infrastruk-
turelle Unterstützung für überverbandliche Freiwilli-
genanlaufstellen politisch unterstützt, die Freiwilli-
gen nicht als Ersatz für Strukturlücken im arbeits-
marktpolitischen Sektor herangezogen werden, viel-
mehr ein Prozeß des Umbaus von Beschäftigungsfel-
dern in solche vorangetrieben, wo sich beruflich und 
freiwillig Tätige ergänzen könnten. Die Vorausset

-

zungen dafür seien im Nachbarland Niederlande zu 
studieren: Grundsicherungsmodell, Umverteilung 
von Erwerbsarbeit in Teilzeitarbeitsverhältnisse, 
fachlich hochwertige Fortbildung und Förderung 
von Freiwilligenarbeit mit einem eigens existenten 
landesweiten Netzwerk und Kooperation von Frei-
willigenagenturen. 

Nach Auskunft des Sachverständigen Dr. Konrad 
Hummel verfüge Baden-Württemberg mit der Ge-
schäftsstelle Bürgerschaftliches Engagement/Senio-
rengenossenschaften, einer entsprechenden Verein-
barung mit den Kommunalen Spitzenverbänden des 
Landes, einer „Interministeriellen Arbeitsgruppe 
Ehrenamt und Bürgerschaftliches Engagement", 

 einem Verbund von Modellstandorten für Projekte 
bürgerschaftlichen Engagements sowie einer qualifi-
zierten Weiterbildungskonzeption über eine gute 
Voraussetzung für eine unterstützende Politik für 
freiwilliges soziales Engagement. Das Vorgehen und 
Programm sei von einem Methodenmix geprägt. 
Dies beinhalte Unterstützung sowohl bei der Ent-
wicklung, Beratung, Anschubfinanzierung und Ver-
netzung, soll jedoch keine falschen Erwartungen mit 
einer Zentraldatenerfassung, Individualförderung 
oder isolierten Dienstleistungsförderung wecken. 
Künftige Maßnahmen (z. B. Bürgerbüros, Selbsthilfe-
kontaktstellen, Freiwilligenzentren) würden als Teil 
einer lokalen Netzwerkunterstützung betrachtet und 
in einem Landesnetzwerk zusammengeführt, das be-
gleitend durch Grundlagenstudien qualifiziert werde. 

Die Bundesrepublik Deutschland sollte sich die posi-
tiven Erfahrungen von Freiwilligen-Agenturen im 
Ausland zu eigen machen und ein vergleichbares 
Netz lokaler Organisationen zur Unterstützung und 
Förderung von engagementinteressierten Bürgerin-
nen und Bürgern aufbauen, verlangte der Sachver-
ständige Heinz Janning. Auch inländische Beispiele 
(Selbsthilfe, Landesnetzwerk Baden-Württemberg, 
Seniorenbüros und ältere Freiwilligen-Agenturen) 
belegten ebenfalls die Erkenntnis, daß die vorhan-
dene Engagementbereitschaft nur dann zu tatsäch-
lichem Engagement führe, wenn sie durch engage-
mentfreundliche Rahmenbedingungen sowie eine 
entsprechende Infrastruktur unterstützt werde. 

Da Engagement mehr und mehr nicht nur ein kon-
fessionell-, partei-, verbands- oder altersgebundenes 
Phänomen sei, benötige man neben den traditionel-
len Formen der Ehrenamtsförderung ein Netz unab-
hängiger Freiwilligen-Agenturen. Diese sollten lokal 
und sehr nahe an den Bürgern selbst tätig werden, 
sie sollten kooperativ, verbands- und arbeitsbereichs-
übergreifend mit allen gemeinnützigen Organisatio-
nen zusammenarbeiten und für alle Altersgruppen 
Engagementmöglichkeiten bereithalten. Ihre profes-
sionellen Dienstleistungen (Ansprechen, Informie-
ren, Beraten, Vermitteln, Begleiten und Fortbilden) 
sollten sich sowohl an potentielle Freiwillige als auch 
an gemeinnützige Organisationen wenden. Unab-
hängige und kooperativ angelegte lokale Freiwilli-
gen-Agenturen sollten subsidiär durch den Bund, 
durch die Länder und durch die Kommunen unter-
stützt werden. Dazu sei zunächst eine substantielle 
Anschubfinanzierung notwendig. Eine auf Vertrauen, 
Kooperation und Kompetenz basierende Freiwilli- 
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gen-Agentur, die auf die Akzeptanz von engage-
mentinteressierten Bürgerinnen und Bürgern und 
auf die vielen gemeinnützigen Organisationen ange-
wiesen sei, dürfe nicht - wie es zur Zeit noch über-
wiegend der Fall sei - auf ABM-Niveau dümpeln. 

Das Ansehen von Ehrenamtlichkeit in den Gewerk-
schaften sei sehr günstig und darüber hinaus unver-
zichtbar, so der Vertreter des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes. Die hohe Zahl der Bet riebs- und Per-
sonalräte, Vertrauensleute, Ortsgruppen, aber auch 
in vielen Ausschüssen, wie z. B. im Berufsbildungs-
bereich, aber auch die Bereitschaft, wenn es nötig 
sei, erheblich eigene Zeit zu opfern, sei ein Hinweis 
für die große Bedeutung des Ehrenamtes für die Ge-
werkschaften. Es gebe aber auch Probleme. Obwohl 
die Zahl derjenigen, die sich betätigen, immer noch 
groß sei, seien aufgrund der allgemeinen gesell-
schaftlichen Situation - zu nennnen sei beispielsweise 
nur Stichwort Zukunftsängste und dergleichen - und 
aufgrund der Arbeitssituation: Angst vor Entlassun-
gen, Betriebsschließungen, die Bedingungen für 
ehrenamtliches Engagement schlechter geworden. 
Es falle schwerer, neue Ehrenamtliche für die Ober-
nahme eines Amtes zu gewinnen. Man sehe es auch 
als ein Problem an, daß der Anteil von Frauen in den 
Betriebs- und Personalratskörpern, das zeigten die 
Betriebsratswahlen von 1994, zu gering sei. Und es 
sei weiterhin ein Problem, daß viele Jugendliche 
dem Ehrenamt in den Gewerkschaften sehr skep-
tisch gegenüberstünden. Ziel von Ansätzen und Pro-
jekten in den Gewerkschaften sei es, daß es den 
Gewerkschaften gelingen müsse, Freiwilligenarbeit 
mit Sozialprestige zu verknüpfen. Freiwilligenarbeit 
dürfe der beruflichen Karriere nicht entgegenstehen. 
Durch mehr Beteiligungsmöglichkeiten und offenere 
Strukturen könne sich die Identifikation und die Be-
reitschaft zum Engagement in der Gewerkschafts-
jugend erhöhen. Frauen sollten in den Gremien und 
Delegationen, in denen der DGB die Benennungs-
kompetenz und Einflußmöglichkeiten habe, zumin-
dest entsprechend ihrem Anteil an der Mitglied-
schaft in Mandaten vertreten sein. Die Zahl der Akti-
ven müsse vermehrt werden, aber auch der Grad der 
Aktivität und Verantwortung bei den bereits agie-
renden Personen. Der geeignete Ort dafür seien die 
DGB-Kreise und Ortskartellarbeit. Die Anbieter von 
ehrenamtlicher Tätigkeit müßten ihre Angebote ver-
stärkt in Form von konkreten Projekten zuschneiden 
und offerieren. Wichtig sei in diesem Zusammenhang 
der Berufsstatus. Bei bezahlter Erwerbsarbeit könne 
man sagen: Arbeitszeitverkürzung und Teilzeitbe-
schäftigung seien ein gutes Mittel gegen Arbeitsver-
dichtung und Arbeitsstreß, das ehrenamtlicher Betä-
tigung im Wege stehe. Bei nicht bezahlter Beschäfti-
gung bzw. Erwerbslosigkeit scheinen die Chancen 
im Sektor der Ehrenamtlichkeit größer zu sein. 

Weitere Einzelheiten der Anhörung sind dem Proto-
koll der 80. Sitzung sowie den als Ausschußdruck-
sache erschienenen schriftlichen Stellungnahmen zu 
entnehmen. 

IV. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU betonten, 
daß sie aufgrund der Wichtigkeit des Themas eine 

Arbeitsgruppe gebildet hätten, die eine Große An-
frage erarbeitet habe. In diesem Zusammenhang sei 
dann am Tag des Ehrenamtes am 5. Dezember 1996 
zum ersten Mal überhaupt über das Thema „Ehren-
amt" debattiert worden. Damals sei ein Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen beschlossen 
worden, der darauf abziele, hinsichtlich der politi-
schen Rahmenbedingungen, der Erziehung und Bil-
dung, der Medien, der Arbeitswelt und den Verbän-
den und Organisationen für ein gutes K lima und die 
Anerkennung des Ehrenamtes zu werben. Grob defi-
niert handele es sich beim Ehrenamt um freiwillige 
und unentgeltliche Arbeit zugunsten der Allgemein-
heit, wobei pauschale Aufwandsentschädigungen 
möglich seien. 

Es gebe beim Ehrenamt Unterschiede, die sich auch 
in der steuerlichen Behandlung widerspiegelten. 
Rund 12 Millionen Ehrenamtliche hätten in verschie-
denen Funktionen bei politischen, kulturellen, sozia-
len, sportlichen und kirchlichen Verbänden und 
Organisationen auch unterschiedliche Bedürfnisse, 
die im Einzelfall betrachtet und geregelt werden 
müßten. Eine Gleichmacherei lehne man ab. Des-
gleichen sei man gegen eine bundeseinheitliche 
Freistellungsregelung. Dies könne nur bürokratisch 
ausfallen. Es sei besser, die Entscheidung über eine 
Freistellung im Einzelfall vor Ort aufgrund entspre-
chender Einsicht zu treffen. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU lehnten 
beide Anträge ab, obwohl beide auch eine ganze 
Reihe von Punkten enthielten, die man mittragen 
könne. Daher rufe man dazu auf, in der nächsten 
Wahlperiode gemeinsam weiterzuarbeiten, um die 
Anerkennung des Ehrenamtes in der Gesellschaft zu 
stärken. Als Mate rial dafür könnten die Ergebnisse 
der Anhörung, die vorliegenden Anträge sowie 
der vom Deutschen Bundestag beschlossene Ent-
schließungsantrag der Koalitionsfraktionen genutzt 
werden. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD erklärten, daß 
sich in der politischen und parlamentarischen Dis-
kussion insbesondere drei Schwerpunkte im Hin-
blick auf das Ehrenamt und die Arbeit von Ehren-
amtlichen herauskristallisiert hätten: die Frage der 
Freistellung, die Frage einer steuerlichen Regelung 
bzw. Anrechnung sowie die Frage des Versiche-
rungsschutzes. Weitere Aspekte seien etwa Proble-
me der Abführung von GEMA-Gebühren bei ge-
meinnützigen Veranstaltungen. Wenn man die ge-
sellschaftliche Anerkennung des Ehrenamtes för-
dern und zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeiten 
ermutigen wolle, müsse man diese Fragenkomplexe 
angemessen beantworten. Regelungsbedarf bestehe 
aber auch hinsichtlich der finanziellen Förderung 
der Aus- und Fortbildung von Ehrenamtlichen, einer 
bundeseinheitlichen Freistellung von ehrenamtlich 
Tätigen, der wohnortnahen Vergabe von Studien-
plätzen und den wohnortnahen Einsatz bei Wehr-
und Zivildienst, der Beseitigung von Hemmnissen im 
Arbeitsförderungsgesetz, nach dessen derzeitiger 
Definition auch ehrenamtlich Tätige dem Arbeits-
markt nicht voll zur Verfügung stünden, sowie der 
Anerkennung der im Ehrenamt erworbenen Qualifi-
kationen als berufsfördernd. 
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Nach wie vor spiegele die Ausübung des Ehrenam-
tes die gesellschaftliche Rollenverteilung zwischen 
Männern und Frauen wider. Frauen engagierten sich 
überwiegend im sozialen Ehrenamt, während die 
Leitungsfunktionen in Verbänden und Vereinen von 
Männern besetzt würden. Auch hier sei man der 
Auffassung, daß es nicht länger heißen dürfe: den 
Frauen die Ehre, den Männern das Amt. Für Männer 
müsse selbstverständlich werden, sich auch im sozia-
len Bereich stärker zu engagieren. Besonders in Zei-
ten zunehmender Arbeitslosigkeit dürften soziale 
Aufgaben des Staates nicht noch stärker auf Ehren-
amtliche und hier wiede rum besonders auf Frauen 
abgewälzt werden. 

Der Antrag der Fraktion der SPD enthalte nicht alles, 
was wünschbar sei, sondern konzentriere sich auf 
die Forderungen, die in erster Linie auf ihre Realisie-
rungschancen überprüft werden müßten. Dem An-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN könne 
man wegen vieler sehr weitgehender Forde rungen 
nicht vorbehaltlos zustimmen. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN wiesen darauf hin, daß seit einiger Zeit 
der Themenbereich „Ehrenamt/freiwilliges soziales 
Engagement/bürgerschaftliches Engagement" in 
der gesellschaftlichen Debatte Konjunktur habe. An-
gesichts der fortschreitenden Individualisierung und 
dem Bedeutungsverlust alter Gemeinschaftsformen 
habe die Politik das Aufgabenfeld der sozialen Inte-
gration entdeckt. Die Suche nach neuen Solidarfor-
men und Aufgabenfeldern, in denen Solidarität er-
lebt und erlernt werden könne, gerate in die Diskus-
sion. Dabei bestehe aber eine erhebliche Diskrepanz 
zwischen dem Ausmaß des diagnostizierten Pro-
blems und der Reichweite der vorgeschlagenen 
Handlungsstrategien. Während viele Verantwor-
tungsträger nicht müde würden zu beteuern, wie 
wertvoll und gemeinschaftsbildend der Beitrag der 
Ehrenamtlichen und freiwilligen Helferinnen und 
Helfer ist, blieben die „Investitionen" in diese soziale 
Ressourcen unserer Gesellschaft eher gering. Der von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bereits vor 
zwei Jahren eingebrachte Antrag unternehme den 
Versuch, die Diskussion darüber anzustoßen, wie eine 
Politik aussehen könne, die die Förderung des Sozial-
engagements tatsächlich ernst nehme. In einem 
Durchgang durch die Themenbereiche „Ehrenamt", 
„Freiwillige Dienste im In- und Ausland", „Selbst-
hilfe" und „Selbstorganisation und selbstverwaltete 
Träger" zeige er eine Reihe von Fördermöglichkeiten 
auf. Durch die Förderung von Vermittlungszentralen 
für Ehrenamtliche und die Festlegung der Selbsthilfe
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Förderung als Pflichtaufgabe der Krankenkassen 
solle die Infrastruktur des Bürgerengagements ge-
fördert werden. Ferner werde die Bundesregierung 
aufgefordert, zu überprüfen, ob und wie die sozial

-

versicherungsrechtliche Absicherung ehrenamtlich 
Engagierter verbessert werden könne. Ein weiterer 
Punkt sei die Schaffung gesetzlicher Rahmenbedin-
gungen, die das freiwillige Sozialengagement unter-
stützten. Dazu zählten z. B. die Entschärfung der 
Verfügbarkeitsregelung im Arbeitsförderungsgesetz 
und die Vorlage eines schon vor Jahren angekündig-
ten Freiwilligengesetzes, mit dem die Rechtsstellung 
deutscher Freiwilliger im Ausland und ausländischer 
Freiwilliger in Deutschland verbessert werden solle. 
Dazu gehöre aber auch der Prüfauftrag an die Bun-
desregierung, wie neue Formen von Kultur- und 
Sozialsponsoring erleichtert werden können. 

Ziel des Antrages sei gewesen, eine parlamentari-
sche Diskussion über das Thema anzustoßen. Aus 
diesem Grunde seien einige der haushaltsrelevanten 
Forderungen und Vorschläge als Prüfaufträge formu-
liert. Nicht zuletzt mit der vom Ausschuß durch-
geführten öffentlichen Anhörung habe man das Ziel 
einer parlamentarischen Diskussion erreicht. Eine 
intensive Auseinandersetzung darüber, wie eine 
ambitionierte Förderpolitik aussehen könnte, stehe 
jedoch weiterhin aus. 

Für die Mitglieder der Gruppe der PDS sei die Be-
deutung des Ehrenamtes unumst ritten und Aus-
druck einer selbstbewußten Bürgerschaft. Das Eh-
renamt als Ausdruck selbstbestimmten Lebens 
könne Aufgaben des Staates in selbstverwalteter 
Form übernehmen. Das Ehrenamt sei nicht eine Fra-
ge der Sonntagsreden oder des verordneten Spar-
zwanges. Das Ehrenamt brauche nicht nur eine ihm 
entsprechende Anerkennung und Unterstützung, 
sondern auch Freiräume, die eine Entfaltung ermög-
lichten. Das Ehrenamt könne nicht als Ersatz der pro-
fessionellen bzw. semiprofessionellen Dienste z. B. in 
der Kommune sein. Besonders zu fördern sei das Eh-
renamt im Rahmen der Selbsthilfe als eine Form des 
neuen Ehrenamtes, da hier sowohl die Bewältigung 
schwieriger eigener Fragen als auch die Hilfe für an-
dere in besonderer Weise gekoppelt sei. Der Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD enthalte 
richtige Forderungen zur Förderung ehrenamtlicher 
Arbeit und könne möglicherweise Teil eines umzu-
setzenden Regierungsprogramms werden. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
enthalte Aufträge bzw. Prüfaufträge an die Regie-
rung. Er gehe weiter und beziehe auch aktuelle Fra-
gen beispielsweise hinsichtlich des Arbeitsförde-
rungsgesetzes ein. Die Richtung der Ausgestaltung 
einer gesetzlichen Regelung würde anders als im 
Antrag der Fraktion der SPD mit konkreten Zielvor-
stellungen versehen. So würden in dem Antrag auch 
Fragen, die sich durch die Möglichkeit des Ehrenam-
tes im Ausland ergäben, in die Forde rungen und 
Überlegungen einbezogen. 

Bonn, den 3. Juli 1998 
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